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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE DER ABSTIMMUNG 
VOM 17. MAI 2009

Das Schweizer Volk nahm beide Vorlagen an, die am 17. Mai 2009 zur Abstim m ung gelang­
ten: den V erfassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm edizin» m it etwa zwei D ritte ln 
a lle r Stimmenden und dem Ja a lle r Kantone, und die Revision des Bundesgesetzes über die 
Ausweise fü r Schweizer Staatsangehörige und des Bundesgesetzes über die Ausländerin­
nen und Ausländer. Mit 50.1% der S timmen wurde dam it die Speicherung biom etrischer Da­
ten im Schweizer Pass und in ausländischen Reisedokumenten ganz knapp gutgeheissen. 
Bundesweit betrug die S tim m beteiligung 38%.

V erfassun gsartike l «Zu kun ft m it K om plem entärm ediz in»

Mit dem Verfassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm edizin», der ersten A bstim ­
m ungsvorlage vom 17. Mai 2009, w o llte  man dafür sorgen, dass der Zugang zur Kom ple­
m entärm edizin im schweizerischen Gesundheitssystem verfassungsm ässig gewährle istet 
ist. Bei dem V erfassungsartike l handelte es sich um einen Gegenentwurf, den das P arla ­
ment zu der Volksin itiative «Ja zur Kom plem entärm edizin» ausgearbeitet hatte. Diese hatte 
eine vo llum fängliche Berücksichtigung der A lternativm edizin gefordert und war sch liess­
lich vom Initia tivkom itee zurückgezogen worden. Der Bundesrat, das Parlam ent und säm t­
liche Parteien (m it Ausnahme der SVP) traten fü r den Verfassungsartike l über die Kom ple­
m entärm edizin ein, der vom Volk massiv angenommen wurden (m it 67% Ja-Stim m enl.

Wie die Analysen ergaben, fielen politische M erkm ale beim Stim m entscheid s tä rker ins Ge­
w icht a ls soziodem ografische. Wohl w irk ten  sich der Z ivilstand, das Geschlecht und der 
Landesteil tendenzie ll auf die Entscheidung aus, ausschlaggebend waren jedoch die Identi­
fizierung m it einer Partei und die Positionierung auf der Links-Rechts-Achse. Anhängerin­
nen und Anhänger derSP, d e rC V P u nd in  etwas geringerem  Ausmass der FDP nahmen den 
V erfassungsartike l an. Bei den Personen, die sich selbst links aussen bis links einstuften, 
w ar die Zustim m ung fü r  die Berücksichtigung der A lternativm edizin in der G rundversiche­
rung am grössten.

Aus der Untersuchung der S tim m m otive und Argum ente ging hervor, dass die Ja-S tim - 
menden ihren Entscheid m it der W irksam keit der Kom plem entärm edizin begründeten. Ins 
Gewicht fie l fü r die Befragten auch das Argum ent, wonach Kom plem entärm edizin weniger 
koste. Die Gegnerinnen und Gegner des Verfassungsartike ls begründeten ihren Entscheid 
hauptsächlich damit, dass die Berücksichtigung der Kom plem entärm edizin Kosten ve ru r­
sache und die Methoden nicht w issenschaftlich seien.
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Revision des A usw eis- und des A usländergesetzes  (b iom etrische Pässe]

Bei der zweiten Abstim m ungsvorlage vom 17. Mai 2009 ging es um die Revision des Bundes­
gesetzes vom 22. Juni 2001 über die Ausweise fü r Schweizer Staatsangehörige sowie des 
Bundesgesetzes vom 16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer. Durch die 
Gesetzesänderungen können biom etrische Daten im Schweizer Pass und in ausländischen 
Reisedokumenten gespeichert werden. Bundesrat und Parlam ent sowie die M itte-Rechts- 
Parteien (CVP, EVP, FDP.Die Liberalen und BDP) tra ten dafür ein, und eine «unheilige» A l­
lianz zwischen SVP und SP (und die Grünen) bekämpfte sie. Das Schweizer Volk nahm die 
Vorlage m it einer hauchdünnen M ehrheit von 5500 Stimmen (50.1%) an.

Bei der Untersuchung des P rofils  der Stimmenden ste llten w ir fest, dass soziodem ografi- 
sche Faktoren den Stim m entscheid nur geringfügig beeinflussten. Von den untersuchten 
soziodemografischen Faktoren w ar einzig der Zivilstand signifikant: Bei ledigen und ge­
schiedenen Personen w ar der Ja-S tim m en-A nte il deutlich geringer, während verheiratete, 
in einer P artnerschaft lebende Personen und vor a llem  W itwen oder W itw er eher Ja s tim m ­
ten. Tendenziell nahm der Ante il Ja-Stim m en m it steigendem A lte r zu. Viel gew ichtiger fü r 
den Stim m entscheid waren politische Faktoren, wobei vorwiegend das Regierungsvertrau­
en und die Identifizierung m it einer Partei eine Rolle spielten. Das ste llten w ir auch in Bezug 
auf die politischen W ertvorste llungen der Befragten fest: Jene, die fü r  eine verschlossene 
Schweiz eintreten, die ihre Traditionen schützt, stim m ten ziem lich eindeutig Nein -  im Ge­
gensatz zu jenen, die sich zu einer modernen, offenen Schweiz bekennen.

Die Untersuchung der Stim m m otive ergab, dass Ja-Stim m ende die Vorteile der Vorlage in 
der Reisefreiheit im Ausland und beim Schutz vor M issbräuchen sahen. Bei der Ablehnung 
der Vorlage überwogen Befürchtungen im Zusammenhang m it dem Datenschutz.

Die S tim m beteiligung

Mit 38% lag die Stim m beteiligung am 17. Mai 2009 le icht unter dem M itte l der A bstim m un­
gen auf Bundesebene in den letzten Jahren. Wie bei früheren Abstim m ungen beeinfluss­
ten das Alter, der B ildungs- und der Zivilstand die S tim m beteiligung. Diese stieg auch m it 
zunehmender Beteiligung an anderen Abstim m ungen, einem ausgeprägten Interesse fü r 
Politik und m it zunehmender Leichtigkeit bei der Meinungsbildung. Den politischen Parte i­
en -  besonders der SP und der CVP -  ist es re la tiv  gut gelungen, ihre Anhängerschaft zum 
Abstim m en zu bewegen.
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T a b e l le  1.1: E rg e b n is s e  in P ro zen t  d e r  S t im m e n d e n  g e s a m ts c h w e iz e r is c h  und pro Kanton

Kantone Stim m - 
beteiligung 

in %

Verfassungsartikel 
«Kom plem entärm edizin»  

% Ja

Gesetzesrevision 
«biom etrische Pässe» 

% Ja

Schweiz 38 67 50.1

ZH 40.3 62.4 52.0

BE 35.4 33.1 49.6

LU 39.2 65.1 57.6

UR 40.3 58.5 49.2

SZ 40.0 59.0 46.3

ow 36.4 62.1 55.1

NW 38.1 64.8 54.5

GL 26.3 60.0 50.0

ZG 43.8 64.9 55.3

FR 32.5 72.5 53.1

SO 42.3 66.0 51.9

BS 45.8 68.3 49.1

BL 43.7 67.4 49.9

SH 59.0 56.9 44.5

AR 43.3 69.3 46.7

AI 30.1 66.7 48.1

SG 33.5 63.0 50.4

GR 33.6 66.5 54.2

AG 40.6 61.8 48.3

TG 41.3 63.2 49.1

TI 32.4 66.0 49.5

VD 41.4 78.4 45.5

VS 38.9 73.6 51.4

NE 41.8 73.2 49.2

GE 40.5 77.9 47.2

JU 27.9 77.1 44.0

Quelle: h ttp ://w w w .adm in .ch  (vorläufige Ergebnisse]
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AUSGANGSLAGE

Am 17. Mai 2009 kamen zwei Vorlagen zur Abstim m ung: erstens der V erfassungsartike l 
«Zukunft m it Kom plem entärm edizin». Bei diesem Gegenentwurf, den das Parlam ent als 
Reaktion auf eine später zurückgezogene Volksin itiative ausarbeitete, so llte  die bestehende 
Gesundheitsversorgung durch eine bessere Berücksichtigung der Kom plem entärm edizin 
geändert werden.

Zweitens hatten die S tim m bürgerinnen und -bürger über die Revision des Bundesgesetzes 
vom 22. Juni 2001 über die Ausweise fü r Schweizer Staatsangehörige sowie des Bundes­
gesetzes vom 16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer zu befinden. Die 
Gesetzesänderungen erm öglichten die Erfassung b iom etrischer Daten im Schweizer Pass 
und in ausländischen Reisedokumenten.

Der Verfassungsartike l wurde von rund zwei D ritte ln  des Stim m volks und allen Kantonen 
gutgeheissen, während die zweite Vorlage nur ganz knapp (m it 50.1% der Stimmen) ange­
nommen wurde: Gemäss vorläufigen Ergebnissen trennten nur 5500 Stim m en das Ja- und 
das Nein-Lager. Bundesweit betrug die S tim m beteiligung 38%.

Die nachstehenden Analysen bieten Erklärungsansätze fü r die Abstim m ungsergebnisse 
vom 17. Mai 2009. Sie beruhen auf einer gesam tschweizerisch durchgeführten repräsenta­
tiven Befragung, die in den beiden Wochen unm itte lbar nach der Abstim m ung durchgeführt 
wurde. Die Stichprobe um fasst 1012 stim m berechtig te  Personen. Die Daten wurden anhand 
von standard isierten Telefoninterviews erhoben.
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DIE BEDEUTUNG DER VORLAGEN, DIE POLITISCHE 
KOMPETENZ UND MEINUNGSBILDUNG

Die Bedeutung der Vorlagen

Ob die Stim m berechtigten sch liesslich an die Urne gehen, hängt unter anderem von der Be­
deutung ab, die sie den Abstim m ungsvorlagen beimessen. Bei der Umfrage im Anschluss 
an die Abstim m ung konnten die Befragten auf einer Skala von 0 bis 10 angeben, welche 
Bedeutung sie den beiden Abstim m ungsvorlagen vom 17. Mai 2009 fü r sich und die Schweiz 
beimessen 110 = grösste Bedeutung).

Tabelle 2.1: W ahrnehm ung und Bedeutung der Vorlage fü r das Land und die befragte  
Person, in Prozent S tim m berech tig ter

1993-2006 Verfassungsartikel
«Kom plem entärm edizin»

Gesetzesrevision 
«biom etrische Pässe»

Bedeutung M itte l M itte l (N) M itte l IN]

P ersönlich 5.3 5.4 (970] 4.6(973]

Für das Land 6.8 6.4 (929] 6.4 [945]

Wie Tabelle 2.1 veranschaulicht, hatten die beiden Abstim m ungsvorlagen fü r das Schwei­
zer S tim m volk im Vergleich zum Zeitraum  von 1993-2006 eine etwas geringere Bedeutung. 
Insbesondere bei der zweiten Vorlage (biom etrische Pässe] w ar der Grad der persönlichen 
B etroffenheit geringer. Die insgesam t geringe Bedeutung, die den beiden Abstim m ungs­
gegenständen vom 17. Mai 2009 beigemessen wurde, könnte der Grund fü r die un terdurch­
schn ittliche Stim m bete iligung (38%) sein, die fü r die letzten zehn Jahre bei etwa 42% liegt.

Wie bei früheren Abstim m ungen hängen der persönliche Betroffenheitsgrad und die Be­
deutung fü r das Land fü r beide Vorlagen vom 17. Mai 2009 eng zusammen. Aus der U nter­
suchung der soziodem ografischen Faktoren als Grund fü r die unterschiedliche Bedeutung, 
welche die S tim m berechtigten den beiden Abstim m ungsvortagen beimassen, gab es keinen 
klaren Trend. Erwähnt sei hier einzig, dass Frauen die Bedeutung (für sich und fü r das Land] 
der ersten Vorlage sign ifikant höher einstuften als Männer. Bei der Einstufung der zweiten 
Vorlage gab es hingegen keinen Unterschied zwischen Männern und Frauen. Das bestätigt, 
dass das Interesse fü r soziale Fragen bei Frauen oft ausgeprägter ist als bei Männern.
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Die politische Kom petenz

Die politische Kompetenz der Stim m bürgerinnen und - bürger w ird anhand ih re r inhalt­
lichen Kenntnisse, aber auch an ih rer praktischen Kompetenz gemessen. Konkret werden 
ih r Kenntnisstand zum Titel und Inhalt der Vorlage und ihr Vermögen, ihren Stimmentscheid 
zu begründen, berücksichtigt1. Können sie den Titel und Inhalt sowie zwei Gründe fü r ihren 
Stimmentscheid nennen, gelten sie als politisch sehr kompetent. Die gemessene politische 
Kompetenz bezieht sich also ausschliesslich auf die jeweiligen Abstim m ungsvorlagen und 
lässt keine Rückschlüsse auf die allgemeine Kompetenz der Stim m berechtigten zu. Sie darf 
auch nicht so ausgelegt werden, auch wenn wahrscheinlich ein enger Zusammenhang zw i­
schen der allgemeinen Kompetenz und der auf einen bestimmten Abstimmungsgegenstand 
bezogenen Kompetenz besteht.

Tabelle 2.2: Kompetenz in Prozent nur S tim m ender

Durchschnitt
1981-1995

Verfassungsartikel
«Kom plem entärm edizin»

Gesetzesrevision 
«biom etrische Pässe»

Gross 19 23 23

M itte l 41 33 37

Gering 40 44 40

Total 100% 100% 100%

N 386 386

Aus Tabelle 2 .2 geht hervor, dass die Verteilung der Stimmenden in unterschiedliche Kom ­
petenzgrade fü r  die beiden Vorlagen insgesam t recht ähnlich verläu ft w ie im Verg le ichs­
zeitraum  11981-1995). Bei den beiden Vortagen vom 17. Mai 2009 hatte ein V ie rte l der 
Stimmenden eine hohe politische Kompetenz: Sie konnten den T ite l und Inhalt sowie zwei 
verschiedene Gründe fü r ihren Stim m entscheid nennen. Die in diesem Sinne «kom peten­
ten» Personen machten von 1981-1995 du rchschn ittlich  rund einen Fünftel der Stimmenden 
aus. Beim Ante il der m itte lm ässig bis kaum Kompetenten zeichnen sich zwischen den bei­
den Abstim m ungsvorlagen geringfügige Unterschiede ab. Bei der ersten Vorlage (Kom ple­
m entärmedizin) w ar der Ante il kaum kom petenter S tim m bürgerinnen und -bü rge r grösser 
(44%); bei der zweiten Vorlage Ibiom etrische Pässe) lag er bei 40%.
W ir konnten zudem auch einen starken Einfluss einiger soziodem ografischer Faktoren auf 
die politische Kompetenz e rm itte ln  (Untersuchungsergebnis nicht wiedergegeben). Bei ä l­
teren Stimmenden m it einer höheren Bildung w ar die politische Kompetenz bei beiden Vor­
lagen deutlich höher. Bei der ersten Vorlage beeinflussten der Z ivilstand, das Einkommen 
und teilweise das Geschlecht die Kompetenz: Verheiratete, W itwen, W itw er und Geschiede­
ne, besser Verdienende und zum Teil Frauen waren s ignifikant kompetenter. Bei der zweiten 
Vorlage hingegen spielten diese drei Faktoren keine statistisch erhebliche Rolle.

1 Zu den S tim m m otiven, anhand deren die praktische Kompetenz e rm itte lt w rid , werden nu r Personen 
befragt, die ta tsäch lich  abgestim m t haben. Die po litische Kompetenz w ird  also nu r bei den S tim m en­
den erhoben (hier also 386 Personen von 1012, d. h. rund 38%].
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Die M einungsbildung

Die Meinungsbildung ist ein komplexer Vorgang. Trotzdem gibt es Indikatoren, mit denen man 
sich ein Bild der entsprechenden kognitiven Prozesse machen kann wie die Schwierigkeit, 
sich eine Meinung zu bilden, den Zeitpunkt des Stimmentscheids und die Verwendung ver­
schiedener Inform ationsm ittel.

Tabelle 2.3: Zeitpunkt der Stim m entscheidung und Schw ierigkeit bei der M einungs­
bildung, in Prozent der Teilnehm enden

Durchschnitt
1981-2006

Verfassungsartikel
«Kom plem entär­

medizin»

Gesetzesrevision
«biometrische

Pässe»

Schwierigkeit N=980 N=981

Eher le icht 67 67 62

Weiss nicht 3 U U

Eher schw ierig 29 19 25

Entscheidzeitpunkt N=579 N=580

Beginn der Kampagne 38 50 36

6 bis 2 Wochen vor der A bstim m ung 45 30 37

1 Woche bis 1 Tag vor der A bstim m ung 17 21 27

Total 100 100 100

Aus unserer Analyse geht hervor, dass sich die meisten S tim m bürger re la tiv le icht eine Mei­
nung zu den beiden Vorlagen bilden konnten (Tabelle 2.31. Ungefähr zwei D ritte l der S tim m ­
berechtigten hatten ihren Angaben zufolge keine besondere Mühe, am 17. Mai 2009 abzu­
stim m en -  dam it liegen sie im Durchschnitt der Jahre 1981-2006. Anscheinend bereitete die 
zweite Vorlage aber etwas m ehr Schwierigkeiten. Denn da ist der Prozentsatz Befragter, die 
angaben, sich eher le icht eine Meinung gebildet zu haben, tie fe r als bei der ersten Vorlage. 
Der Ante il der S tim m bürgerinnen und -bürger, die die Meinungsbildung weder le icht noch 
schw ierig fanden, w ar zudem überdurchschn ittlich  gross.

Grössere Unterschiede bei der Meinungsbildung zwischen den beiden Abstim m ungsgegen­
ständen vom 17. Mai 2009 ergaben sich in Bezug auf den Entscheidzeitpunkt. Aus Tabelle 
2.3 w ird deutlich, dass der S tim m entscheid zur ersten Vorlage vie l frühe r gefasst wurde 
a ls zu der zweiten. Etwa 50% der S tim m berechtigten gaben an, dass sie bereits zu Beginn 
der Kampagne wussten, was sie zum Verfassungsartike l über die Kom plem entärm edizin 
stim m en würden. Für diese Personen w ar die Abstim m ungskam pagne wohl insgesamt 
weniger erheblich fü r ihren S tim m entscheid. Bei der Einführung von biom etrischen Daten 
in Reisedokumenten wussten hingegen nur 36% der Befragten bereits beim Auftakt der 
Kampagne, was sie stim m en würden (was dem Durchschnitt von 1991-2006 entspricht). 
Der Ante il S tim m bürgerinnen und Stim m bürger, die angaben, sich erst spät, d. h. in der 
letzten Woche vor dem A bstim m ungsterm in, entschieden zu haben, w ar demgegenüber vie l
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grösser. Dieser Prozentsatz (27%) liegt nicht nur über jenem fü r die erste Vorlage (21%), 
sondern auch über dem Durchschnitt fü r den Zeitraum  von 1991-2006 (17%). Das lässt den 
Schluss zu, dass die Abstim m ungskam pagne die Entscheidung bei der zweiten Vorlage eher 
zu beeinflussen vermochte.

Auch bei der Untersuchung der W irkung ein iger soziodem ografischer Hauptfaktoren fü r 
den Entscheidzeitpunkt tra ten grosse Unterschiede zwischen den beiden Vorlagen zutage 
(Ergebnisse nicht wiedergegeben). Bei der ersten Vorlage hatte im Gegensatz zur zweiten 
Vorlage kein einziger soziodem ografischer Faktor eine signifikante oder interessante W ir­
kung fü r den Entscheidzeitpunkt. Unseren Erhebungen zufolge fie l die Entscheidung zu den 
biom etrischen Pässen deutlich frü h e r bei ä lteren Menschen, Männern und Personen m it 
einem m ittle ren Bildungsstand (Matur oder Lehrersem inar).

Die politische Kompetenz und die Schw ierigkeiten bei der M einungsbildung waren aus­
schlaggebend fü r den Entscheidzeitpunkt bei der ersten Vorlage. Unserer Analyse zufolge 
(ohne W iedergabe der Ergebnisse) w ar die W ahrschein lichkeit bei Personen m it der ge­
ringsten Kompetenz am grössten, dass sie m it der Entscheidung bis zum Ende der Kam ­
pagne abwarteten. Das t r i f f t  auch auf S tim m bürgerinnen und -bü rge r zu, die bei der Mei­
nungsbildung Schwierigkeiten hatten. Bei der zweiten Vorlage w ar die Schw ierigkeit bei 
der Meinungsbildung ebenfa lls ein w ich tige r Faktor, der sich auf den Entscheidzeitpunkt 
ausw irkte. Wer Schwierigkeiten bei der Meinungsbildung hatte, schob seine Entscheidung 
lange hinaus. Die politische Kompetenz w irk te  sich bei der zweiten Vorlage hingegen nicht 
auf den Entscheidzeitpunkt auf: Die S tim m bürgerinnen und S tim m bürger haben sich im 
Verlauf der Kampagne unabhängig von ih rer jeweiligen Kompetenz entschieden.
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Tabelle 2.4: Verw endung verschiedener In form ationsm itte l in Prozent

Inform ationsm ittel Durchschnitt in Prozent 
1990-2006

Beide Vorlagen vom 
17. Mai 2009

Ze itungsartike l 77 81

Radio 54 56

Fernsehen 70 71

O ffizielle Inform ationen (Bundesbüchlein) 59 66

F lugblätter, B roschüren usw. 35 39

W erbung in den Zeitungen 41 40

Plakate 29 30

Leserbriefe 42 48

Inform ationsstände 7 11

D irektm ailing* 16 22

Inform ationen auf de r A rb e it11 16 15

Interne t' 6 19

M einungsum fragen11 - 38

Geringe Verwendung der M itte l (0-3) 36 26

M ittle re  Verwendung der M itte l (4-7) 53 60

Häufige Verwendung der M itte l 18-12) 11 13

Total 100% 100%

N 588

* Daten ers t se it der A bstim m ung vom 17.05.1992 [VOX 44) verfügbar.
■Daten ers t se it der A bstim m ung vom 06.12.1992 (VOX47) verfügbar. 
a Daten ers t seit der A bstim m ung vom 07.06.1998 (VOX 63) verfügbar. 
dErst kürz lich  in die VOX-Umfragen aufgenom m en [vom G esam tind ikator ausgeschlossen).

Die VOX-Daten geben auch Aufschluss über die Verwendung verschiedener Inform ations­
m itte l bei der Abstim m ung vom 17. Mai 2009. Aus Tabelle 2.4 geht hervor, dass diese im 
Grossen und Ganzen übere instim m t m it der frühe re r Jahre (1990-2006] oder sogar le icht 
darüber lag. Die S tim m berechtigten haben sich hauptsächlich anhand der klassischen In­
fo rm ationsm itte l eine Meinung gebildet (Presse, Fernsehen oder Radio, Bundesbüchlein). 
Bei dieser Abstim m ung fanden aber auch Leserbriefe sowie D irektm ailing und das Internet 
rege Verwendung. Die Anzahl un tersch ied licher In form ationsm itte l, die gleichzeitig genutzt 
wurden, weicht teilweise vom Durchschnitt frü h e re r Jahre ab (1990-2006). Der Prozent­
satz S tim m berechtigte, der auf m ehr als vier In form ationsm itte l zurückgriff, hat erheblich 
zugenommen, während jene r der Personen, die nu ll bis drei M itte l einsetzen, drastisch zu­
rückgegangen ist, was m öglicherw eise auf die D iversifizierung der In form ationsm itte l und 
die grössere Verbreitung bestim m ter Medien zurückzuführen ist. Hingegen w irkten sich die 
soziodem ografischen Hauptfaktoren nicht signifikant auf die In form ationsm itte l aus.
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VERFASSUNGSARTIKEL 
«ZUKUNFT MIT KOMPLEMENTÄRMEDIZIN»

Die Ausgangstage

Die erste Abstim m ungsvorlage vom 17. Mai 2009, der Verfassungsartike l «Zukunft m it 
Kom plem entärm edizin», hatte zum Ziel, den Zugang zur Kom plem entärm edizin im Rah­
men der Gesundheitsgrundversorgung verfassungsm ässig zu gewährle isten. Sie w ar vom 
Parlam ent als Gegenentwurf zur Volksin itiative «Ja zur Kom plem entärm edizin» ausgear­
beitet worden, die auf eine umfassende Berücksichtigung der Kom plem entärm edizin in der 
Prävention, der ambulanten und stationären Versorgung, den Sozialversicherungen, A rz ­
neim itte ln, der Aus- und W eiterbildung, der Ausübung der Gesundheitsberufe sowie in For­
schung und Lehre abzielte2. Das Parlam ent hatte diese Initiative abgelehnt, w e il sie zu weit 
gehe, unklar und sinnlos sei (Bundesbüchlein). Das Initia tivkom itee zog die Volksin itiative 
schliesslich zu Gunsten des parlam entarischen G egenentwurfs zurück.

Gemäss parlam entarischem  Gegenentwurf werden die alternativm edizin ischen Leistungen 
in die ob ligatorische Krankenpflegegrundversicherung aufgenommen. Im Verfassungsar­
tike l w ird  a llerd ings nicht angegeben, welche Bereiche der Kom plem entärm edizin von der 
Grundversicherung übernommen werden. Da der Verfassungsartike l einen allgem einen 
Grundsatz ohne konkrete Um setzungsm odalitäten enthält, müssen das Parlam ent und die 
Kantone als Gesetzgeber im Rahmen ih re r jeweiligen Kompetenzen festlegen, wie der Ver­
fassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm edizin» um gesetzt w ird.

Die politischen Parteien sprachen sich m it Ausnahme der SVP und der EDU fü r den Ver­
fassungsartike l aus. Von diesen Parolen wichen allerd ings einige kantonale Sektionen 
und Jungparteien ab. Die Jungfreisinnigen, die Sektion St.Gallen der B ürgerlich -D em o­
kratischen Partei, die Berner, Neuenburger und Zürcher FDP tra ten nicht fü r  den Verfas­
sungsartike l ein, während sich die SVP-Sektionen der Kantone Aargau und Bern sowie die 
SVP-Frauen fü r den A rtike l aussprachen. Der Schweizerische Arbeitgeberverband und das 
Centre Patronal gaben die Nein-Parole heraus, während auf G ewerkschaftsseite insbeson­
dere der Schweizerische Gewerkschaftsbund sowie der Schweizerische Gewerbeverband 
und der Schweizerische Bauernverband den Verfassungsartike l zur Annahme empfahlen. 
H+ Die Spitä ler der Schweiz tra t fü r die Aufnahme der Kom plem entärm edizin in die Grund­
versicherung ein; santesuisse und die FMH gaben keine Parole heraus.

Bundesrat und Parlam ent befürworte ten den Verfassungsartike l über die Kom plem entär­
medizin: Der Nationalra t nahm ihn m it 152 gegen 16 Stimmen bei 24 Enthaltungen an und 
der Ständerat m it 41 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen.

2 h ttp ://w w w .p a rla m e n t.c h /d /d o k u m e n ta tio n /d o s s ie rs /k o m p le m e n ta e r/s e ite n /k o m p le m e n ta e r- ln - 
kuerze.aspx, am 22. Juni 2009 eingesehen.
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Der Verfassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm edizin» wurde von einer deutlichen 
M ehrheit angenommen: 67% der S tim m bürgerinnen und S tim m bürger sowie alle Kantone 
stim m ten dafür.

Das P ro fil der S tim m enden

Analysiert man das P ro fil der Stimmenden, s te llt sich heraus, dass die politischen M erk­
male beim S tim m entscheid s tä rke r ins Gewicht fielen als die soziodemografischen M erk­
male. Massgebend fü r die Spaltung in das B e fü rw orte r- und Gegnerlager w a rin  erster Linie 
die L inks-Rechts-Achse.

Tabelle 3.1: K om plem entärm edizin  -  S tim m verhalten  gem äss sozialen M erkm alen, 
in Prozent Ja-S tim m en der

M erkm ale/Kategorien % Ja In) Assoziationskoeffizient

Total VOX (gew ichtet]3 68 550

Zivilstand V= .13*

Ledig 74 76

Verheirate t 64 350

Lebenspartnerschaft 64 (39]

Verw itw et 77 (39]

Geschieden 82 [45]

Landesteil < II f*o *
Deutsche Schweiz 64 359

W estschweiz 76 159

Ita lien ischsprach ige  Schweiz 66 (32]

Geschlecht V = .11**

Männer 63 264

Frauen 73 285

A lte r n.s.

Schulb ildung /Ausbildung n.s.

W ohnort n.s.

H aushalteinkom m en (Fr./M onat] n.s.

* p< .05, **p< .01 , ***p < .0 0 1 , n.s.: nicht s ign ifikant.
* Gewichtung von gfs.bern .
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In Tabelte3.1 sind die wichtigsten Ergebnisse zu den soziodemografischen Faktoren zusam ­
m engestellt worden. Der Zivilstand hatte einen gewissen Einfluss auf den Stimmentscheid. 
Geschiedene, Ledige, W itw erund W itwen stim m ten häufiger fü r den Verfassungsartiket über 
die Komplementärmedizin als verheiratete oder in einer Partnerschaft lebende Personen. 
Auch der Landesteil w irk te  sich auf den Stimmentscheid der Befragten aus: In der W est­
schweiz w ar der Ja-S tim m en-Ante il höher als in der Deutschen und ita lienischsprachigen 
Schweiz. Der Stimmentscheid hing schliesslich auch vom Geschlecht ab. Für Frauen hatte 
der Verfassungsartike l über die Kom plem entärm edizin eine grössere Bedeutung und sie 
stim m ten häufiger dafür als Männer.

Tabelle 3.2: Kom plem entärm edizin  -  S tim m verhalten  gem äss politischen M erkm alen , 
in Prozent Ja-S tim m ender

M erkm ale/Kategorien % Ja In) Korrelationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)* 68 550

Parteiverbundenheit" V - 2 9 ***

SP 85 106

CVP 65 (48)

FDP. DIE LIBERALEN 55 67

SVP 50 80

Andere Parte ien 69 65

Keine Partei 68 117

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse“ V = .22***

Links aussen 81 (48]

Links 80 122

Mitte 69 173

Rechts 55 113

Rechts aussen 53 51

Keine Einordnung 67 133)

Regierungsvertrauen V=.13**

Vertrauen der Regierung 70 221

Weiss nicht 80 76

M isstrauen der Regierung 63 248

*p< .05 , **p< .01 , ***p< .00 1 , n.s.: n icht s ign ifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern.
b Die Kategorien «keine Parte i» und «keine E inordnung» w erden zur Schätzung des 

Assoziationskoeffiz ienten nicht be rücksichtig t.
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Tabelle 3.2 veranschaulich t die politischen Faktoren. Am stärksten beeinflussten die Iden­
tifiz ie rung m it einer Partei und die Einordnung der Befragten auf einer Links-Rechts-Achse 
ihren S tim m entscheid zum Verfassungsartike l «Zukunft m it Kom plementärmedizin». Wer 
der FDP und vor a llem  der SVP nahesteht, stim m te weniger häufig Ja als der Durchschnitt. 
Dieser Trend w ird  anhand der Untersuchung der Einordnung der Befragten auf der Links- 
Rechts-Achse bestätigt. Jene, die sich im politischen Spektrum  links aussen bis links ein­
stuften, stim m ten fast durchwegs fü r den Verfassungsartike l. Rechts aussen bis rechts 
hingegen gab es bei den Befragten nur eine winzige Mehrheit, die den A rtike l angenommen 
hat. Auch das Regierungsvertrauen w irk te  sich s ignifikant auf den Stimmentscheid aus. Ab­
gesehen von den Unentschiedenen legten Stimmende, die der Regierung und den Behörden 
vertrauen, häufiger ein Ja in die Urne.

Analysiert man die politischen W ertvorste llungen, können die Gründe fü r die Annahme 
des V erfassungsartike ls näher erfasst werden. Unterstützung fü r den Verfassungsartike l 
«Zukunft m it Kom plem entärm edizin» kam in e rs te r Linie von Personen, die sich zu einer 
offenen Schweiz bekannten. Personen, die S taatse ingriffe fü r positiv halten, stim m ten dem 
V erfassungsartike l v ie l häufiger zu a ls jene, die m ehr freien W ettbewerb befürworten. Bei 
jenen Befragten, die zum Verhältn is zwischen Bund und Kantonen gemischte W ertvorste l­
lungen haben (die also weder dem Bund noch den Kantonen m ehr Macht erteilen möchten], 
fie l der Ja -S tim m en-A nte il fü r den Verfassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm edi­
zin» am höchsten aus.

Tabelle 3.3: Kom plem entärm edizin  -  S tim m verhalten  gem äss W ertvorstellungen, 
in Prozent Ja-S tim m ender

W ertvorstellungen % Ja In) Korrelationskoeffizient

Total VOX (gewichtet]* 68 550

Offenheit/Verschlossenheit V=.20***

Offenheit 75 359

Gem ischt 56 125

Versch lossenheit 53 53

W ettbewerb V=.12**

Mehr Staat 77 10/1

Gemischt 67 159

Mehr W ettbewerb 62 257

Mehr Macht dem Bund im Verhältnis zu den Kantonen V=. 12**

Macht dem Bund 67 157

Gemischt 75 176

Macht den Kantonen 62 195

*p< .05 , **p< .01 , ***p < .0 0 1 , n.s.: n icht signifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern .
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Die Stim m m otive

In Tabelle 3.4 haben w ir die Stim m m otive zusam m engestellt, welche die Befragten, die ein 
Ja fü r den Verfassungsartike l über die Kom plem entärm edizin in die Urne legten, spontan 
zur Begründung ihres Stim m entscheids nannten.

Insgesamt überwogen Gründe im Zusammenhang mit der W irksam keit der Alternativm edizin 
(50% a lle r genannten Gründe zusammengenommen und 32% der zuerst genannten Grün­
de) sowie mit der freien Wahl der Patientinnen und Patienten (44% a lle r genannten Gründe 
zusammengenommen und 24-% der zuerst genannten Gründe). Danach begründeten die Be­
fragten ihr Ja m it dem Argument, Komplementärmedizin sei günstiger (46% a lle r genannten 
Gründe zusammengenommen und 17% der zuerst genannten Gründe). Die Befürworterinnen 
und B efürw orter des Verfassungsartikels gaben aber auch häufig allgemeine Gründe an (36% 
a lle r genannten Gründe zusammengenommen und 24% der zuerst genannten Gründe).

Tabelle 3.4: K om plem entärm edizin  - Motive der Stimm enden fü r das Ja 
[m ehrere A ntw orten möglich)

Gründe für die Aufnahme der Kom plementärm edizin Erstnennungen
lin %)

Totalnennungen

1. K om plem entärm edizin is t w irksam  (kein U nte r­
schied zw ischen K om plem entär- und Schulmedizin, 
K om plem entärm edizin is t genauso w irksam , wenn 
nicht w irksam er a ls  die Schulm edizin usw.)

32 50

2. Es muss W ahlfreiheit bestehen (der Leistungskatalog 
in der Grundversicherung muss erw e ite rt werden, ich 
setze bereits Komplementärmedizin ein usw.)

24 44

3. Kom plem entärm edizin ist b illige r a ls Schulmedizin 
(die Produkte der K om plem entärm edizin sind w en i­
ger teuer, ich habe bereits eine Zusatzversicherung 
fü r K om plem entärm edizin usw.)

17 46

4. A llgem eine Gründe fü r das Ja 24 36

5. Man muss etwas gegen die P harm aindustrie  tun 0.2 4

6. Andere (Parte iparolen, Empfehlung anderer usw.) 2.5 5

Total
100%

(N=366)
185%*

(N=678)

* Total >  als 100% wegen M ehrfachantworten
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Wie aus den Stim m m otiven gegen den Verfassungsartike l «Zukunft m it Kom plem entärm e­
dizin» hervorgeht ITabelle 3.51, waren die Gegnerinnen und Gegner in e rster Linie der Mei­
nung, dass die Aufnahm e der Kom plem entärm edizin in die Grundversuchung zu teuer käme 
(115% a lle r genannten Gründe und 58% der zuerst genannten Gründe). Ein Grossteil der 
Nein-Stim m enden findet sie zudem unw irksam  oder sinnlos (51% a lle r genannten Gründe 
und 26% der zuerst genannten Gründel. Die Befragten gaben aber auch häufig allgem eine 
Gründe fü r ihre Nein-Stim m e an (20% a lle r genannten Gründe und 13% der zuerst genann­
ten Gründe],

Tabelle 3.5: K om plem entärm edizin  -  Motive der Stim m enden fü r das Nein 
(m ehrere  Antw orten  möglich)

Motive gegen die Aufnahme der 
Kom plementärm edizin

Erstnennungen 
(in %)

Totalnennungen

1. Kom plem entärm edizin  ist zu teuer (fü h rt zu einer 
Erhöhung der K rankenkassenpräm ien ; E igenverant­
w ortung: jede r m uss die Kosten, die er verursacht, 
se lbst tragen usw.)

58 115

2. Komplementärm edizin ist s in n lo s /w irk t nicht (ich bin 
skeptisch, was die W issenschaftlichkeit von Komple­
mentärm edizin b e trifft; die Schuldmedizin re icht aus 
usw.)

26 51

3. A llgem eine Gründe fü r das Nein 13 20

4. Andere (Parte iparolen , Empfehlung anderer usw.) 3 5

Total
100%

(N=173)
191%*

(N=331)

* Total >  a ls  100% wegen M ehrfachantworten

P ro - und K o ntra -A rg um ente  w ährend  der Kam pagne

Bei der Befragung wurden zudem P ro- und Kontra-Argum ente zum Verfassungsartike l aus 
dem Abstim m ungskam pf genannt. Analysiert man die Antworten der S tim m bürgerinnen 
und -bürger, w ird  deutlich, dass sie je nach Stim m entscheid anders reagieren.

Wie Tabelle 3.6 veranschaulicht -  sie gibt die Akzeptanz der Pro-Argum ente w ieder - gibt 
es ein Argum ent, an dem sich die Geister besonders deutlich schieden: Das allgem eine 
Argum ent, wonach die Kom plem entärm edizin unbedingt in die Grundversicherung aufge­
nommen werden sollte, po la ris ie rte  die Stimmenden am stärksten. B efürworterinnen und 
B e fü rw orte r des Verfassungsartike ls schlossen sich diesem Argum ent massiv an (94%), 
während es von der Gegnerschaft eindeutig abgelehnt wurde (80%). Eine überwiegende
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M ehrheit der Ja-Stim m enden schloss sich auch dem Argum ent an, dass eine freie Thera­
piewahl (zwischen Kom plem entär- und Schulmedizin) möglich sein muss (85%) -  bei den 
Nein-Stimmenden waren es nur 43%. Fast doppelt so viele B efürw orterinnen und Befür­
w orte r des Verfassungsartike ls wie Gegner (78% gegenüber 45%) hiessen das Argum ent 
gut, Kom plem entärm edizin sei günstiger als Schulmedizin.

Tabelle 3.6: Kom plem entärm edizin -  Akzeptanz der Pro-Argum ente bei den Stimmenden  
in Prozent

Pro-Argumente Ein­
verstanden

Nicht e in­
verstanden

KA

Die ärztliche Kom plementärm edizin so ll defi­
nitiv in die Grundversicherung aufgenommen 
werden.

Total 70 29 11)

Ja 94 4 (1)

Nein 19 80 (2)

Die Patienten müssen die Freiheit haben, jene 
Therapie auszuwählen, die sie möchten.

Total 71 24 (5)

Ja 85 13 (2)

Nein 43 46 (11)

Kom plem entärm edizin is t o ft günstiger als 
Schuldmedizin

Total 66 21 (13)

Ja 78 10 (12)

Nein 41 45 14

Auch die Kontra-Argum ente spalteten B efü rw orter und Gegner des Verfassungsartikels 
über die Kom plem entärm edizin in zwei Lager ITabelle 3.71. Die Nein-Stim m enden schlos­
sen sich fast ausnahmslos dem Argum ent an, wer Kom plem entärm edizin wolle, solle eine 
Zusatzversicherung abschliessen, während es die B efürw orterinnen und B e fü rw orte r m as­
siv ablehnten. Bei den Stim m berechtigten, die gegen die Aufnahme der A lternativm edizin in 
die Grundversicherung gestim m t haben, waren sehr viele der Ansicht, dass die Kranken­
kassenpräm ien steigen, wenn der Verfassungsartike l vom Volk angenommen würde. Eine 
M ehrheit der Ja-Stim m enden konnte diese Meinung nicht teilen. Das Kontra-Argum ent, 
wonach Kom plem entärm edizin nicht w irke, fand hingegen auch im Nein-Lager weniger An­
klang. Die Anhänger der Komplem entärm edizin wiesen dieses Argum ent kategorisch zu­
rück: 78% lehnten es ab.
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Tabelle 3.7: Komplem entärm edizin -  Akzeptanz der Kontra-Argum ente bei den 
Stimmenden in Prozent

Kontra-Argum ente Ein­
verstanden

Nicht ein­
verstanden

KA

Wer Komplementärm edizin w ill, so ll eine 
Zusatzversicherung abschliessen.

Total 47 51 12]

Ja 27 70 13]

Nein 90 9 11]

Neue Leistungen müssen verm ieden werden, 
w e il sie zu höheren Krankenkassenpräm ien 
führen.

Total 50 44 6

Ja 36 57 17]

Nein 80 16 (4)

Kom plem entärm edizin ist keine richtige M edi­
zin: Man kann nicht beweisen, dass sie w irk t.

Total 55 37 18]

Ja 15 78 17]

Nein 55 37 [8]

20



REVISION DES AUSWEIS- UND DES AU SLÄN D E R ­
GESETZES (BIOMETRISCHE PÄSSE)

Die Ausgangslage

In der zweiten Abstim m ungsvorlage vom 17. Mai 2009 ging es um die Revision des Bun­
desgesetzes vom 22. Juni 2001 über die Ausweise fü r Schweizer Staatsangehörige sowie 
des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer. Die 
Gesetzesänderungen sollten die Erfassung biom etrischer Daten im Schweizer Pass (na­
m entlich Speicherung eines digitalen Gesichtsbildes und zweier d ig ita ler Fingerabdrücke 
auf einem Chip] und in Reisedokumenten ausländischer S taatsangehöriger (Ausweise von 
anerkannten Flüchtlingen und Heimatlosen) ermöglichen.

Die Schweizer Behörden plädierten fü r eine M odernisierung der Reisedokumente, damit 
sie den neuen in ternationalen Standards der USA und des Schengen-Raumes entsprechen, 
dem die Schweiz assoziiert ist. Nach Ansicht des Bundesrates und des Parlam ents w ird die 
Reisefreiheit fü r Schweizer Bürgerinnen und Bürger grösser und der Schutz des Schweizer 
Passes vor M issbrauch und Fälschungen besser.

Das Referendumskomitee argum entierte, dass die Schweiz aufgrund des Schengen-Ab­
kommens nicht zu diesen Änderungen gezwungen sei. Die Gegnerschaft machte zudem 
die Mehrkosten, das adm in istra tive Vorgehen bei der Ausstellung der Pässe sowie schw er­
wiegende Probleme bei der Datensicherheit geltend . Die Schweizer Behörden entgegneten 
während der Kampagne, dass sowohl der Datenschutz als auch die Kontrolle über die ta t­
sächliche Verwendung der Daten bei Annahme der Vorlage gewährle istet seien. Wie später 
noch e rö rte rt w ird, berufen sich sowohl Anhänger als auch Gegner in den spontan genann­
ten Gründen fü r ihren Stim m entscheid auf den Datenschutz.

Bundesrat und Parlam ent stim m ten der Einführung biom etrischer Pässe zu. Der Ständerat 
nahm die Vorlage m it grösser Mehrheit an (36 Stimmen dafür, 2 dagegen bei 3 Enthaltun­
gen]; im Nationalra t fie l die Abstim m ung knapper aus (94 Stimmen dafür, 81 dagegen bei 12 
Enthaltungen], Die M itte-Rechts-Parte ien, insbesondere die CVP, EVP, FDP und die noch 
junge BDP traten dafür ein. Der Schweizerische Arbeitgeberverband und economiesuisse 
waren ebenfalls fü r die Einführung der biom etrischen Pässe. In einer «unheiligen» Allianz 
wandten sich SP und SVP zusammen m it den Grünen gegen die Vorlage. Die Grünliberalen 
und der Schweizerische Gewerkschaftsbund beschlossen Stimmfreigabe.

Die Erfassung biom etrischer Daten wurde vom Volk ganz knapp angenommen (mit 50.1% 
der Stimmen), wobei gemäss vorläufigen Ergebnissen nur 5500 Stimmen das Ja- und das 
Nein-Lager trennten.

3 Argumente des Referendumskomitees gemäss Bundesbüchlein zur Abstimm ung vom 17. Mai 2009 (S. 19].
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Das Profil der Stim m enden

Analysiert man das P rofil der Stimmenden, s te llt man fest, dass der Einfluss der soziode- 
mografischen Faktoren re la tiv gering ist und die politischen Merkm ale und W ertvors te llun ­
gen beim Stim m entscheid s tä rke r ins Gewicht fallen.

Tabelle 4.1: Gesetzesrevision «biom etrische Pässe» -  S tim m verhalten gemäss sozialen  
M erkm alen, in Prozent Ja-S tim m ender

M erkm ale/Kategorien % Ja Inl Korrelationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)“ 50 552

Zivilstand V=.K»

Ledig 35 83

Verheirate t 52 346

Lebenspartnerschaft 151) (39)

Verw itw et (64) [33)

Geschieden 46 50

A lte r n.s.

Schulbildung /Ausbildung n.s.

Landesteil n.s.

Geschlecht n.s.

W ohnort n.s.

Haushalteinkom m en (Fr./Monat) n.s.

* p<.05, **p< .01 , ***p< .001 , n.s.: n icht signifikant. 
■ Gewichtung von gfs.bern.

In Tabelle 4.1 sind die Hauptfaktoren des soziodemografischen Profils der B e fü rw orte rin ­
nen und Befü rw orter der Vorlage aufgeführt, wobei keiner eindeutig Aufschluss gibt über 
die Annahme. Von den untersuchten soziodemografischen Faktoren w irk te  sich einzig der 
Zivilstand signifikant auf den Stimmentscheid aus. Bei Ledigen und Geschiedenen war die 
Akzeptanz vie l geringer, während Verheiratete, in einer Partnerschaft Lebende und vor allem  
W itwer und Witwen häufiger Ja stim m ten.

Aufschlussreicher ist schon die Analyse des Profils der Anhänger anhand der politischen 
Merkmale und W ertvorstellungen. Wie Tabelle 4.2 verdeutlicht, spielt das Vertrauen in die 
Regierung eine wichtige Rolle: S tim m bürgerinnen und Stimmbürger, die angeben, sich auf 
die Regierung im Bundeshaus verlassen zu können, haben der Vorlage im Gegensatz zu je ­
nen, die weniger Vertrauen haben oder unentschieden sind, m it einer recht grossen Mehrheit 
zugestimmt. Die Verbundenheit m it einer Partei w ar auch recht erheblich fü r den Stim m ent­
scheid: CVP- und FDP-Anhängerinnen und -Anhänger stim m ten der Vorlage überwiegend 
zu; die SVP-Anhängerschaft tendierte am stärksten zum Nein. Dies deckt sich m it den w äh­
rend der Kampagne herausgegebenen Parteiparolen und entspricht im gegnerischen Lager 
auch der «unheiligen» Allianz zwischen SVP und SP. Daher ist es nur folgerichtig, dass die
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Selbsteinordnung auf einer Links-Rechts-Achse den Stimmentscheid ebenfalls beeinfluss­
te. Aus unseren Untersuchungen geht hervor, dass die meisten Ja-Stimmen aus der po liti­
schen Mitte und von m itte -rech ts kamen; rechts aussen und vor allem  links bis links aussen 
w ar die Akzeptanz durchzogener. Es fä llt auf, dass sich bei dieser Vorlage kein klassisches 
Links-Rechts-Schema ergab, wie es sonst häufig ist. Für das Politik interesse konnte keine 
W irkung nachgewiesen werden.

Tabelle 4.2: Gesetzesrevision «biom etrische Pässe » -  S tim m verhalten nach politischen 
M erkm alen, in Prozent Ja-S tim m ender

M erkm ale/Kategorien % Ja
| --------------------------------------

In) Korrelationskoeffizient

Total VOX (gew ichtet]“ 50 552

Regierungsvertrauen V =.31***

Vertrauen der Regierung 69 220

Weiss nicht 32 81

M isstrauen der Regierung 39 247

Parteiverbundenheit6 V =.23**

SP 49 112

CVP (73) (44)

FDP. DIE LIBERALEN 66 64

SVP 39 78

Andere Parteien 45 64

Keine Partei 45 121

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse11 V=.16*
Links aussen 40 57

Links 44 126

Mitte 60 169

Rechts 52 108

Rechts aussen (47) (49)

Keine Einordnung (42) (33)

Interesse fü r Politik n.s.

*p< .05 , **p< .01 , ***p< .00 1 , n.s.: n icht s ignifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern.
b Die Kategorien «keine Parte i» und «keine E inordnung» werden zur Schätzung des 

Assoziationskoeffiz ienten nicht berücksichtig t.
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Der Stimmentscheid lässt sich auch auf die E instellung zu politischen Werten zurückfüh­
ren. Tabelle 4.3 veranschaulicht, dass Stim m bürgerinnen und Stimmbürger, die fü r eine 
Schweiz sind, die sich versch liesst und ihre Traditionen in den Vordergrund s te llt, die Vor­
lage m it deutlicher M ehrheit ablehnten im Gegensatz zu jenen, die fü r eine moderne, offene 
Schweiz eintreten. Die E instellung der Befragten zu diesen beiden Dimensionen ist gewöhn­
lich bei Abstim m ungen zu aussen- oder s icherheitspolitischen Themen ausschlaggebend. 
Unabhängig vom eigentlichen Abstim m ungsgegenstand (der von der Einwanderung über 
die Arm ee bis zu supranationalen Fragen gehen kann) legen die S tim m bürgerinnen und 
S tim m bürger oft als Massstab das Gegensatzpaar O ffenheit-Verschlossenheit des Landes 
an. Dieses Spannungsfeld w ird in der Regel im Abstim m ungskam pf noch aufgeladen.

Analog dazu hat unsere Analyse ergeben, dass Stim m berechtigte, die fü r  Chancengleichheit 
zwischen Schweizern und Ausländern sind, eher fü r die Vorlage stim m ten, als jene, die fü r 
eine Besserstellung der Schweizer sind. Dieser Faktor ist jedoch nur bei p<.1 signifikant 
w irksam . Unter den Nein-Stim m enden waren vor a llem  Personen, die nicht m ehr Ruhe und 
Ordnung in der Schweiz fordern.

Tabelle 4.3: Gesetzesrevision «biom etrische Pässe» -  Stim m verhalten nach 
W ertvorste llungen, in Prozent Ja-S tim m ender

W ertvorstellungen % Ja In) Korrelationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)3 50 552

Offenheit/Verschlossenheit V=.15**

Offenheit 54 365

Gemischt 46 123

Verschlossenheit 30 53

Modernität/Traditionen V=.13*

Für eine m oderne Schweiz 57 215

Gemischt 49 219

Für eine Schweiz, die Traditionen schützt 40 111

Ruhe und Ordnung V=.11*

W eniger Ruhe und Ordnung (331 (46|

Gemischt 51 152

Es braucht m ehr Ruhe und Ordnung 52 341

Gleiche Chancen für Ausländer n.s.

* p < .05, **p< .01 , ***p< .00 1 , n.s.: n icht s ignifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern.
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Die Stim m m otive

In Tabelle 4.4 und 4 .5 sind die Gründe aufgeführt, welche von den befragten Personen spon­
tan fü r ihren Stim m entscheid genannt wurden. Für jede Begründung gibt es zwei Indikato­
ren: den Prozentsatz Personen, welche von allen Gründen zusammengenommen'1 diesen 
nannten, sowie den Prozentsatz Personen, welche diesen Grund als Ersten nannten.

Die meisten Gründe, die von den Befürw orterinnen und B efü rw ortern der biom etrischen 
Pässe genannt wurden ITabelle 4.41, betrafen die Reisefreiheit im Ausland. Auch bei etwa 
der Hälfte a lle r Erstnennungen w ird die Reisefreiheit erwähnt. Eine nähere Prüfung dieser 
Begründung ergibt (Ergebnis nicht wiedergegeben), dass die B efürw orterinnen und Be­
fü rw o rte r eine bessere Vereinbarkeit m it anderen Ländern (ca. 23% der Erstnennungen] 
anführen; an zweiter Stelle kom m t «Reisen werden einfacher» (16% der Erstnennungen). 
Abgesehen von allgem einen Gründen fü r die Annahme weisen 19% der Befragten als Erstes 
auf Fortschritte  bei der S icherheit hin, welche die Vorlage erm ögliche. So haben recht viele 
Ja-Stim m ende e rk lä rt, dass bei einer Annahme die K rim ina litä t besser bekäm pft werden 
könne, die Personenkontrollen vereinfacht würden und ein besserer Schutz vor Ausweis­
fälschungen geboten würde. Zum Teil lässt die Parteiverbundenheit Rückschlüsse auf die 
Begründungen der Ja-Stim m enden zu. Unter den Ja-Stim m enden lag fü r Sympathisantin- 
nen und Sympathisanten der SP der Hauptgrund in der Reisefreiheit im Ausland (50% der 
Erstnennungen), nur 17% sprachen als Erstes die S icherheit an. Bei der Anhängerschaft 
der SVP, die die Vorlage angenommen hat, ist es um gekehrt: Für sie ist die S icherheit viel 
w ichtiger. Fast jeder d ritte  SVP-Wähler, der ein Ja in die Urne gelegt hat, begründet seinen 
Stim m entscheid damit, dass m it der Vorlage die S icherheit verbessert werde. Interessan­
terweise gaben rund 10% auf der Befü rw orterse ite  als ersten Grund an, dass der Daten­
schutz bzw. die Speicherung von Personendaten kein Problem sei. Dieses Argum ent, das 
im Verhältnis zu allen genannten Gründen einen grossen Ante il ausmachte, ist eine direkte 
Reaktion auf die Hauptbefürchtung des gegnerischen Lagers (s. u.).

4 Da die Befragten m ehrere A ntw orten geben konnten, ergab dies ein Total von jew e ils  über 100%.
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Tabe l le  4 .4 :  G esetzesrev is ion  « b io m e tr is c h e  P äss e»  -  Motive d e r  J a -S t im m e n d e n
(m e h re r e  A n tw o r te n  möglich)

Gründe für die Einführung biom etrischer Pässe Erstnennungen Totalnennungen

1. R eisefreiheit im Ausland (M obilität, Vereinbarkeit 
m it Systemen anderer Länder, Vermeiden von Kom­
plikationen m it der EU oder den USA, Exporte usw.)

50 95

2. Bedeutung fü r die S icherheit (geringere Fälschungs­
gefahr, Bekämpfung der K rim ina litä t, Vereinfachung 
der Personenkontrollen, grössere W irksam keit usw.)

19 36

3. A llgem eine Gründe fü r das Ja (Vorlage ist positiv, 
interessant, s innvo ll usw.) 20 34

4. Datenschutz/Speicherung von Daten ist kein P rob­
lem  (keine Problem e m it der P rivatsphäre; es w e r­
den nur wenig Daten gespeichert; wenn man nichts 
zu verbergen hat, g ibt es n ichts zu befürchten; Daten 
werden zum Beispiel auf In terne t auch fre iw illig  
preisgegeben usw.)

10 28

5. Andere (Parte iparolen, Em pfehlung anderer usw.) 2 4

Total
100%

(N=273)
196%*

(N=536)

* Total >  als 100% wegen M ehrfachantworten

Bei den von den Nein-Stimmenden genannten Gründen ITabelle 4.51 sind Ängste im Zusam­
menhang mit dem Datenschutz das m it Abstand dominierende Motiv. Mehr als die Hälfte 
a lle r fü r das Nein vorgebrachten Gründe be trifft die Skepsis der S icherheit der Datenspei­
cherung gegenüber sowie die Ablehnung der «Fichierung». Die Ängste betreffen konkret 
das M isstrauen zentralen Datenbanken gegenüber (21% der zuerst genannten Gründe), dem 
tatsächlichen Datenschutz (11%), einer übertriebenen Überwachung (9%) oder die Datenma­
nipulation durch Unbefugte (6%, Ergebnisse nicht wiedergegeben). Diese Themen bilden das 
Hauptmotiv im Nein-Lager -  sie entsprachen auch einem der Schwerpunkte in der Kampa­
gne gegen die Vorlage. Auch hier ergaben unsere Erhebungen, dass die Identifizierung m it 
einer Partei die Begründung der Gegnerinnen und Gegner erheblich beeinflusst hat (Ergeb­
nisse nicht wiedergegeben). Stimmende, die der SP nahestehen, verwiesen vor allem  auf 
Probleme beim Datenschutz und einer übertriebenen «Fichierung» (fast drei V ierte l a ller 
Erstnennungen!), während der entsprechende Ante il bei SVP-Anhängerinnen und -A nhän­
gern bei rund 50% liegt. In dieser Gruppe spielten allgemeine ablehnende Argumente (ne­
gative Einstellung, Vorlage sinnlos) eine vie l w ichtigere Rolle als bei den Sympathisanten 
anderer Parteien.
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Tabe l le  ü .5: Gesetzesrev is ion  « b io m e tr is c h e  P äss e»  -  Motive d e r  N e in -S t im m e n d e n
(m e h re r e  A n tw o r te n  möglich)

Gründe gegen die Einführung biom etrischer Pässe Erstnennungen Totalnennungen

1. P roblem e beim Datenschutz, M issbrauche (Skepsis 
zur S icherheit, gegen eine zentra le Datenbank, 
gegen Fichierung, Angst vor M issbrauchen, keine 
Kontro lle  m ehr usw.)

56 97

2. A llgem eine Gründe fü r ein Nein (allgemein ab­
lehnend, b iom etrische Pässe nicht nötig, Folgen 
schw ierig absehbar usw.)

29 43

3. W ahlfre ihe it und andere persönliche Gründe 
(Ausw ah lm ög lichkeit m it verschiedenen Pässen, 
brauche persönlich keinen Pass usw.)

7 15

4. Übertriebene Verwaltung und Kosten (m ehr B üro­
kratie, um Pass ausste llen zu lassen, Zeitaufwand, 
Mehrkosten usw.)

A U

5. Internationa le Beziehungen, Ausland (der biom e­
trische  Pass w ird  uns vom Ausland aufgezwungen, 
A rroganz der USA, Annäherung an die EU usw.)

A 10

6. Andere (Parte iparolen, Empfehlung anderer usw.l 1 3

Total 100%
(N=272)

182%*
(N=A94)

* Total >  a ls 100% wegen M ehrfachantworten

Auf die übrigen Gründe fü r das Nein entfie l ein vie l geringerer Ante il der Nennungen: Gründe 
im Zusammenhang m it der W ahlfrei heit, den übertriebenen Kosten der Vorlage oder der Ein­
mischung ausländischerste llen machten nur U bis 7% der Erstnennungen aus. Es ste llte  sich 
heraus, dass eher allgem eine Gründe bei der Ablehnung der Vorlage einen höheren S tellen­
w e rt hatten (fast 30% a lle r Erstnennungen). 18% der zuerst genannten Gründe hängen m it 
einer m ehr oder weniger ausgeprägten negativen Einstellung zur Vorlage zusammen.
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P ro- und K ontra-A rgum ente  w ährend  der Kampagne

Die Befragten wurden gebeten, Stellung zu nehmen zu verschiedenen Argumenten, die im 
Abstim m ungskam pf zur Sprache kamen. Ihre Reaktion fie l je nach Stimmentscheid und 
Identifizierung m it einer Partei unterschiedlich aus.

Die drei P ro-Argum ente fü r die Erfassung biom etrischer Daten in Reisedokumenten w irk ­
ten re lativ po larisierend ITabelle 4.6j. So waren 94% der Ja-Stimmenden der Auffassung, 
dass der biom etrische Pass w ichtig sei, w e il er internationale Anforderungen an Sicherheit 
und M obilitä t e rfü lle  und 81% schlossen sich der Meinung an, dass der neue Pass sicherer 
ist vor Missbrauchen und Fälschungen. Gleichzeitig wurden diese beiden Argum ente aber 
auch von etwa der Hälfte der Nein-Stimmenden abgelehnt. Interessant ist, dass die M iss­
brauchs- und Fälschungssicherheit bei den B efürworterinnen und B efü rw ortern aus der 
politischen M itte und von rechts ein w ichtiges Argum ent w ar (Ergebnisse nicht w iederge­
geben]. 75% der SP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten, die ein Ja in die Urne legten, 
sind m it diesem Argum ent einverstanden -  bei der SVP-Anhängerschaft stim m ten ihm 90% 
zu. Wie erwähnt gehörten die Fortschritte  bei der S icherheit des neuen Passes zu den am 
häufigsten, von Ja-Stimmenden, die der SVP nahestehen, spontan genannten Gründen. 86% 
der Verfechterinnen und Verfechter des biom etrischen Passes teilten zudem die A uffas­
sung, dass damit die Reisefreiheit fü r Schweizerinnen und Schweizer steige. Da diesem 
Argum ent auch eine grosse Anzahl Nein-Stim m ende beipflichtete, w irk te  es weniger po la­
risierend als die anderen beiden.

Tabelle 4.6: Gesetzesrevision «biom etrische Pässe» -  Akzeptanz der Pro-Argum ente bei 
den Stimmenden in Prozent

Pro-Argum ente Ein­
verstanden

Nicht e in­
verstanden

KA

Mit dem biom etrischen Pass ist die Reise­
fre ihe it der Schweizerinnen und Schweizer 
gewährle istet.

Total 67 27 (6]

Ja 86 11 (3)

Nein 47 44 (9)

Der b iom etrische Pass ist sehr w ichtig, w eil 
er in te rnationale Anforderungen bezüglich 
S icherheit und M obilitä t e rfü llt.

Total 67 27 161

Ja 94 4 (3)

Nein 39 51 (10)

Der neue biom etrische Pass ist sicher vor 
M issbrauch und Fälschungen.

Total 59 30 11

Ja 81 12 (7)

Nein 37 47 (161

Die Akzeptanz der Kontra-Argum ente lässt einen ähnlichen Schluss zu ITabelle 4.71. Recht 
polaris ierend w irk te  das Argum ent, wonach die Vorlage zu einer unannehmbaren Verlet­
zung der Privatsphäre führen könnte: Dem schlossen sich 79% der Nein-Stimmenden an. 
Der Ante il Ja-Stimmender, die dieses Argum ent verwarfen, w ar fast gleich hoch. S tellt man 
die Einstellung zu diesem Argum ent der Parteiverbundenheit gegenüber [Ergebnisse nicht 
wiedergegeben), w ird  deutlich, dass die Zustimmung bei den SVP-Sympathisanten m it 76% 
geringer war: Bei der SP-Anhängerschaft betrug sie 87% und bei der CVP-Gefolgschaft
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100%. 71% der Befragten, die gegen die E inführung b iom etrischer Daten waren, finden den 
neuen Pass zu teuer -  ein Argum ent, dem sich auch ein grösser Ante il Ja-S tim m ender an­
schloss. Damit spaltete das Kostenargument die Stimmenden nicht und es w ar anscheinend 
auch nicht ausschlaggebend fü r den Stimmentscheid.

Tabelle 4.7: Gesetzesrevision «biom etrische Pässe» -  Akzeptanz der Kontra-Argum ente  
bei den Stimmenden in Prozent

Kontra-Argum ente Ein­
verstanden

Nicht ein­
verstanden

KA

Der neue biom etrische Pass ist zu teuer. Total 59 29 12

Ja 48 42 (10)
Nein 71 16 (14)

Die zentra le Speicherung der B iom etrie-D aten 
verle tz t die Privatsphäre.

Total 52 43 (5)

Ja 25 71 (4)

Nein 79 15 (6)

Der b iom etrische Pass hat gar keinen 
effektiven Nutzen

Total 32 46 22

Ja 17 61 23
Nein 47 31 22

Das d ritte  Gegenargument, der biom etrische Pass habe gar keinen effektiven Nutzen, w u r­
de von einer M ehrheit Nein-Stim m ender abgelehnt. Erstaunlicherweise schlossen sich 
aber nur 47% der Nein-Stim m enden diesem Argum ent an. Unter den Stim m bürgerinnen 
und S tim m bürgern, die «keine Meinung» angaben, gab es ziem lich viele, die dem dritten A r­
gument beipflichteten (je ein V ierte l sowohl bei den B efü rw ortern  als auch bei den Gegnern 
der Vorlage]. Dieses Argum ent f ie l jedenfalls zusammengenommen nicht s ta rk  ins Gewicht 
beim Stim m entscheid. Unsere Analyse hat zudem ergeben (Ergebnisse nicht w iedergege­
ben), dass unter den Befürw orterinnen und Befü rw ortern  die SVP- und FDP-Anhänger (mit 
je 4-9% und 57%) das Argum ent eher guthiessen als jene der SP (39%).

Von den erhobenen Daten lässt sich also zusammenfassend nicht auf die Gründe fü r den 
knappen Abstim m ungsausgang schliessen. Einige Stossrichtungen zeichnen sich dennoch 
ab: Es sei zunächst auf starke ku ltu re lle  Spannungen verw iesen. Wie oft bei ähnlichen The­
men taten sich auch bei dieser Abstim m ung Gegensätze im Zusammenhang m it Werten der 
Offenheit und Verschlossenheit auf. Eine Öffnung der Schweiz nach aussen w ird sowohl als 
wünschensw ert (Hauptgründe fü r  das Ja) als auch als bedrohlich wahrgenommen (Haupt­
gründe fü r das Nein). Die «unheilige» Allianz zwischen SP und SVP über die traditionellen 
Rechts-Links-B löcke hinaus verw ischt die üblichen Grenzen der parte ipolitischen Land­
schaft. Zusammengenommen könnten diese Faktoren den knappen Abstimmungsausgang 
erklären. Konkret bewogen Werte im Zusammenhang m it der Offenheit der Schweiz einen 
Teil der Stimmenden aus dem linken Lager, ein Ja in die Urne zu legen. Bei der Gegnerschaft 
w ar der Ante il Nein-Stim m en bei den SP-Anhängerinnen und -Anhänger am geringsten, die 
insgesamt fü r einen offene Schweiz sind (mit 86% gegen 28% bei der SVP-Anhängerschaft).
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STIMMBETEILIGUNG

Mit 38% lag die Stim m beteiligung am 17. Mai 2009 Leicht unter dem bundesweiten Durch­
schn itt der letzten Jahre.

Die Analyse des soziodemografischen Profils erg ib t ein inzwischen klassisches Muster 
beim Stim m verhalten ITabelle 5.1). Das A lte r w irk t sich signifikant und recht s tark auf die 
Stim m beteiligung aus: Diese steigt m it zunehmendem A lte r bis 70 Jahre, darüber ist sie 
w ieder rückläufig. Je höher zudem der B ildungsstand, desto eher nehmen S tim m berechtig­
te an der Abstim m ung teil. W ir haben ausserdem  einen Einfluss des Z ivilstands e rm itte lt: 
Bei den Verheirateten war die Stim m beteiligung am höchsten, Ledige blieben der Urne am 
ehesten fern. Auch der Landesteil w a r ein E influssfaktor: Die Stim m beteiligung w ar in der 
Westschweiz höher als in der deutsch- oder italienischsprachigen Schweiz.
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Tabelle 5.1: Stim m beteiligung am 17. Mai 2009 nach sozialen M erkm alen, 
in Prozent derTeilnehm enden

M erkm ale/Kategorien Stim m betei­
ligung in %

Differenz zum 
M ittelw ert

In) Korrelations­
koeffizient

Total VOX (gewichtet)* 38 1009

Alter V = .38***

18 bis 29 Jahre 12 -26 191

30 bis 39 Jahre 25 -13 231

40 bis 49 Jahre 43 +5 179

50 bis 59 Jahre 51 +13 144

60 bis 69 Jahre 66 +28 131

70 Jahre und darüber 53 +15 133

Zivilstand V=.16***
Ledig 25 -13 237

Verheirate t 43 +5 554

Lebenspartnerschaft 35 -3 75

Verw itw et 43 +5 76

Geschieden 43 +5 76

Bildung V=.26***
Obligatorische Schulzeit 33 -5 77

Lehre, Berufsschule 32 -6 447

Matur, Lehrersem inar 20 -18 108

Fachschule, HTL 42 +4 122

Hochschulen 50 +12 72

U nivers itä tb 60 +22 183

Landesteil V = .13***
Deutsche Schweiz 35 -3 720

W estschweiz 51 +13 222

Ita lienischsprachige Schweiz 32 -6 68

*p< .05 , **p< .01 , ***p< .00 1 , n.s.: n icht signifikant.
’  Gewichtung von gfs.bern.
b D arunter fa llen die kantonalen U niversitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) 

und die Fachhochschulen.

In Tabelle 5.2 ist dargeste llt, wie sich die politischen M erkm ale auf die Stim m beteiligung 
am 17. Mai 2009 ausgew irkt haben. Zusammenfassend ist festzustellen, dass politische 
Faktoren teilweise m assgeblicher fü r die Stim m beteiligung waren als soziodemografische 
Faktoren.
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Ta be l le  5.2 : S t im m b ete i l ig u n g  am  17. Mai 2 0 0 9  nach poli t ischen M e rk m a le n ,
in P rozent d e r  T e i ln e h m en d en

M erkm ale/Kategorien Stim m betei­
ligung in %

Differenz zum 
M ittelw ert

In) K orrelations­
koeffizient

Total VOX [gew ichtet]3 38 1009

Interesse für Politik V =.51***

Sehr in te ress ie rt 73 +35 181

Ziem lich in te ress ie rt 52 +14 402

Eher nicht in te ress ie rt 14 -24 264

Überhaupt nicht in te ressie rt 7 31 155

Teilnahme an Volksabstimmungen V=.67***
Sehr selten 0 -38 98

Selten 4 -3 4 217

Oft 22 -16 233

Sehr o ft oder im m er 74 +36 430

Parteiverbundenheit V=.16***

SP 56 +18 138

CVP 51 +38 61

FDP. DIE LIBERALEN 39 +1 114

SVP 39 +1 135

Andere Parteien 56 +18 84

Keine Partei 23 -15 370

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse V = .27***

Links aussen 54 +16 72

Links 58 +20 153

Mitte 29 -9 412

Rechts 49 +11 149

Rechts aussen 49 +11 67

Keine Einordnung 23 -15 115

Regierungsvertrauen V=.11«*»

Vertrauen der Regierung 33 -5 470

Weiss nicht 49 +11 115

M isstrauen der Regierung 41 +3 412

Schwierigkeit bei der Meinungsbildung V =.37***

Eher leicht 52 +14 588

Weiss nicht 5 -33 192

Eher schw ierig 39 +1 181

*p<.05 , **p< .01 , ***p< .00 1 , n.s.: nicht signifikant. 
* Gewichtung von gfs.bern.
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Das Interesse fü r Politik w irk te  sich wie häufig s tark auf die Stim m beteiligung aus. Alle, 
die sich sehr fü r Politik interessieren, gingen massiv abstimmen, während Personen, die 
sich überhaupt nicht dafür interessieren, fast durchwegs zu Hause blieben. Die S tim m be­
teiligung w ar bei Personen, die angaben, an allen Abstim m ungen teilzunehm en, sehr hoch, 
während jene, die angaben, sehr selten abzustimmen, am 17. Mai 2009 auch nicht an die 
Urne gingen. Zudem w ar die Beteiligung bei den Personen, die der Regierung m isstrauen, 
höher als bei jenen, die der Regierung vertrauen. Zwischen der Schw ierigkeit, sich eine 
Meinung zu den Vorlagen zu bilden, und der Stim m beteiligung bestand ein re lativ enger 
Zusammenhang. Wer sich le icht eine Meinung bilden konnte, nahm auch vie l eher an der 
Volksabstimmung te il a ls jene, die Mühe hatten.

Von den politischen Parteien ist es der SP und CVP am besten gelungen, ihre Anhänger­
schaft zum Urnengang zu m otivieren: Dort lag die Stim m beteiligung über dem Landes­
durchschnitt. Aus der Untersuchung ging hervor, dass die Abstim m ungsthem atik Perso­
nen, die sich im politischen Spektrum  in der Mitte einordnen, weniger bewog, ihre Stimme 
abzugeben. Einzig bei den Befragten, die sich auf der Links-Rechts-Achse überhaupt nicht 
einordneten, war die Stim m beteiligung noch geringer.
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ZUR METHODE

Die Ergebnisse von VOX 99 beruhen auf der Analyse der Volksabstimmung vom 17. Mai 2009. 
Das Forschungsinstitut gfs.bern füh rte  die Befragung durch und die Abteilung fü r Politikw is­
senschaft der Universität Genf analysierte die erhobenen Daten. Die Daten wurden anhand 
von standardisierten, durchschnittlich etwa zwanzigminütigen Telefoninterviews erhoben.

Die Untersuchung beruht auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz 
innerhalb von zwei Wochen nach der Volksabstim m ung durchgeführt wurde. Die S tichpro­
be um fasst 1012 stim m berechtigte Personen und die Stichprobenziehung erfo lgte in einem 
dreistufigen Zufallsverfahren -  nach Landesteil, Haushalten (anhand des elektronischen 
Telefonbuchs der Swisscom) und der in diesen Haushalten lebenden Personen (nach Alter). 
70% der Personen kommen aus der Deutschen Schweiz, 24% aus der Westschweiz und 6% 
aus der ita lienischsprachigen Schweiz5.

Mit einer Stichprobenziehung im Zufallsverfahren und einer prozentualen W erteverteilung 
von 50%—50% ergibt sich bei unserer Stichprobe m it 1012 Personen eine Fehlerm arge von 
+1-3% m it einer P lausib ilitä tsschw elle  von 95%. Die Fehlermarge, die norm alerweise bei 
3% bis 5% liegt, gibt an, inw iefern die Schlussfolgerungen der Untersuchung richtig sind. 
Die Bestim m ung der P lausib ilitä tsschw elle  beruht auf dem Chi-Quadrat-Unabhängigkeits- 
test. Dabei bedeutet * eine P lausib ilitä t von unter 0.05, ** von unter 0.01 und ** *  von unter 
0.001. Beträgt die P lausib ilitä t m ehr als 5%, bedeutet der Verm erk n.s., dass der Koeffizi­
ent nicht signifikant ist. Die Korre lationen werden anhand des Koeffizienten V nach Cram er 
in te rpre tie rt: 1 steht fü r eine völlige Übereinstim m ung zwischen den beiden Variablen; 0 
steht, wenn gar keine Übereinstim m ung zwischen den Variablen besteht6. Steht in einer der 
Tabellen eine Zahl in K lam m ern, heisst das, dass weniger als 50 Fälle zu verzeichnen war 
und sie vorsichtig in te rp re tie rt werden müssen.

Im Rahmen unserer Studie setzten w ir bei den Analysen des S tim m verhaltens der Befragten 
(soziodemografisches und politisches Profil, Gründe fü r den Stim m entscheid und Haltung 
zu den w ichtigsten Kampagnenargumenten) und bei der Analyse der Stim m beteiligung (so- 
ziodemografische, politische und kognitive Faktoren) Gewichtungsfaktoren ein. Diese Ge­
w ichtungsfaktoren werden von gfs.bern bereitgestellt und kommen in den VOX-Analysen 
seit der Abstim m ung vom 21. Mai 2000 (VOX 70) zum Einsatz.

5 Einzelheiten: siehe technischer B ericht von gfs.bern.
4 Wegen der A rt der Variablen w urde in einem spezifischen Fall (Ausw irkung der soziodem ografischen 

Faktoren auf die den Abstim m ungsgegenständen beigemessene Bedeutung) der E ta-Koeffiz ient ve r­
wendet. Die Interpreta tion dieses Koeffizienten e rfo lg t analog zu jener nach V von Cramer.
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